
Es tut sich was in Hamburg  

Im Rahmen des Aufbaus eines neuen Psychiatrieplans für Hamburg in trialogischer Zusammenarbeit 

fand vom 15. bis 16. November unter der Ägide der Sozialbehörde der erste „Fachkongress zur 

Weiterentwicklung der Versorgung psychisch erkrankter Menschen in Hamburg“ im Albertinen-

Krankenhaus statt.  

Über 300 Besucher aus Hamburg, aber auch aus anderen Bundesländern und dem Ausland, darunter 

viele (Chef-) Ärzte, Politiker, Psychotherapeuten, Behördenmitarbeiter, Vertreter der Träger 

sozialpsychiatrischer Hilfen, Krankenkassen u.v.m. hörten gemeinsam mit Angehörigen- und 

Betroffenenvertretern (auch vom LAPK) 12 verschiedene Vorträge und setzten sich in insgesamt 13 

Workshops mit diversen Schwerpunktthemen auseinander.  

Besonders ging es um die Möglichkeit aufsuchender Versorgung von schwer psychisch erkrankten 

Menschen, die Situation und Verbesserungsmöglichkeiten in der Forensik, die Schnittstelle 

Eingliederungshilfe und Klinikbehandlung, die Entwicklung von Gemeindepsychiatrischen Verbünden 

und die Versorgungslage bei Komorbidität – Sucht und Psychische Erkrankungen. Diese Themen 

wurden aus unterschiedlichen Perspektiven beleuchtet und mögliche Lösungsansätze für die Zukunft 

aufgezeigt und lebhaft, teilweise kontrovers diskutiert.  

In nächster Zeit wird in verschiedenen trialogisch besetzten Arbeitsgruppen und Workshops an den 

großen Schwerpunktthemen weitergearbeitet, um letztendlich in 2024 die Ergebnisse in den neu 

aufzustellenden Psychiatrieplan mit einfließen zu lassen. Bei dessen Erarbeitung wird auch ein aus 

Angehörigen und Betroffenen zu bildender Beirat mitwirken.   

 

Hilfe für Obdachlose und Drogenabhängige  

Neben der Weiterentwicklung der Versorgung Psychischer Erkrankter in Hamburg hat sich 

Sozialsenatorin Melanie Schlotzhauer in diesem Zusammenhang auch das Ende der Verelendung am 

Hauptbahnhof auf die Fahne geschrieben, von dem auch viele psychisch erkrankte Obdachlose und 

Drogensüchtige mit betroffen sind. In einem Drei-Punkte Plan möchte die Senatorin gemeinsam mit 

den Trägern der Drogen- und Obdachlosenhilfe den Betroffenen Hilfe anbieten, u.a. durch eine 

Koordinierungsstelle Sozialarbeit vor Ort oder auch dem Errichten von Schutzwohnungen.  

 

 

  


